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Beiträge zur
Zeitgeschichte Von Dr. Klaus Rose

1989 – war die Wiedervereinigung 
ein Selbstläufer?
Auch wenn das Jahr 1989 in die Weltgeschichte einging, mit den Ereig-
nissen in Prag, Budapest oder Berlin, so wird niemand den Anspruch 
erheben, dass er alles so erwartet oder gar geplant hatte. Auch Helmut 
Kohl wurde erst im Nachhinein zum „Kanzler der Einheit“. Ein „Selbst-
läufer“ war der Weg zur Wiedervereinigung nicht.

Einen „Fahrplan“ zur 
Wiedervereinigung hat-
te nämlich niemand ent-

worfen. Auch eine knallharte 
Wiedervereinigungsrhetorik 
oder auch die Einforderung 
von Menschenrechten, wie zum 
Beispiel Reisefreiheit, war da-
mals nicht unbedingt Sache 
der offiziellen Politik. Als die 
DDR-Bürger über Budapest 
nach Passau oder Vilshofen 
kamen, beschränkte sich der 
am 11. September 1989 zur 
„Passauer Neuen Presse“ ge-
eilte Sprecher der Bundesre-
gierung, Jonny Klein, auf die 
Wiedergabe der Meinung des 
Bundeskanzlers, dass „vor den 
Augen der Welt die schwere 
menschliche Tragik der euro-
päischen und mithin der deut-
schen Teilung“ gekennzeichnet 
sei. Bis diese „Monströsität der 
Geschichte“ überwunden sei, 
so wurde Kohl zitiert, müssten 
die beiden deutschen Staaten 
in Deutschland alles unterneh-
men, um den Menschen zu hel-
fen. Die DDR solle die Zeichen 
der Zeit im Hinblick auf Demo-
kratie und soziale Marktwirt-
schaft erkennen. Zu mehr ließ 
sich der Bundeskanzler nicht 
hinreißen.
Die Regierung musste natür-
lich mit allem verantwortungs-
voll umgehen. Verantwortungs-
voll deshalb, weil Berlin 1953, 
Budapest 1956 oder Prag 1968 
unvergessen waren. Damals 
hatte die brutale Militärmacht 
der Sowjetunion und ihrer 
Helfershelfer jegliche Schritte 
zur Freiheit beendet. Niemand 
konnte vorhersagen, wie Mos-
kau dieses Mal reagieren wür-
de. Die Gefahr eines Weltkriegs 
konnte nicht ausgeschlossen 
werden – und kein demokrati-
scher Politiker hätte sich gern 
als Auslöser eines derartigen 
Weltenbrandes gesehen. So 
drängten die einen zwar zu 
mehr Aktivitäten. Die anderen 
aber wehrten sich – aus unter-

schiedlichen Gründen – gegen 
die Veränderung des „Status 
Quo“. Man hatte sich ja ganz 
gut eingerichtet in der zwei-
geteilten Welt. Besonders die 
Bundesrepublik Deutschland 
hatte ihren Nutzen davon.

Dramatische 
Nachrichten seit 
dem Sommer 1989
Vor genau 20 Jahren brachen 
jeden Tag unglaubliche Nach-
richten auf die Menschen 
herein.  Die Dramatik in der 
Botschaft in Prag mit dem „Er-
lösungsbesuch“ durch Außen-
minister Hans-Dietrich Gen-
scher sowie die Zugfahrt von 
Hunderten DDR-Bürgern aus 
Prag über Dresden nach Hof in 
den ersten Oktobertagen 1989 
bewirkte wohlige Schauer. Es 
gab aber auch besorgte Reak-
tionen, wo das alles noch hin-
führen solle. Man fühlte sich 
natürlich als Zeitzeuge einer 
unvorstellbaren Dramaturgie, 
aber ebenso als hilfloser Ne-
bendarsteller. Auch die Politi-
ker in Bonn wussten nicht so 
richtig, wo die Reise hingeht 
und wie sie besten Gewissens 
dabei handeln sollten. Sie 
staunten über die große Mon-
tagsdemo am 9. Oktober 1989 
in Leipzig mit der Forderung 
„Wir sind das Volk“. Die gro-
ße Boulevard-Presse wie BILD 
drängelte jetzt zu mehr Akti-
vitäten, die „linientreueren“ 
Linksmagazine warnten vor 
hitzköpfigen Handlungen. Füh-
rende SPD-Politiker wie Oskar 
Lafontaine hatten gerade eine 
neue Liebe zur SED entdeckt. 
Willy Brandt, der Monate spä-
ter mit seinem Satz berühmt 
wurde „Es wächst zusammen, 
was zusammengehört“, war 
noch im Oktober 1989 bei sei-
nem Moskau-Besuch auf Dis-
tanz zu „deutschen Träumen“ 
gegangen. Später zitierte ihn 
DER SPIEGEL mit den Wor-
ten: „Die Wiedervereinigung 

bedeutet eine Rückkehr zur 
Vergangenheit, was erstens un-
möglich ist und zweitens nicht 
unser Ziel sein kann.“  Der 
Deutsche Bundestag wickelte 
sein Herbstprogramm ab wie 
jedes Jahr, vor allem mit den 
Beratungen zum Bundeshaus-
halt 1990, der erstmals seit 
Jahren wieder eine äußerst 
geringe Neuverschuldung er-
bringen sollte. Finanzminister 
Theo Waigel, seit April 1989 im 
Amt und mit der Veränderung 
der unpopulären Quellensteuer 
seines Vorgängers erst richtig 
in Fahrt gekommen, hoffte mit 
seinem ersten Etat auf Erfolg. 
Doch es kam alles anders, ganz 
anders.

Der Griff in das 
Rad der Geschichte
Die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit sowie finanzielle Abhän-
gigkeit hatten seit den 1970er 
Jahren immer mehr bisher 
streng abgeschottete sozialis-
tische Länder zum Kontakt mit 
„dem Westen“ verführt. Das 
Zauberwort „Joint Ventures“, 
gemeinsame Unternehmen, 
tauchte auf und wurde in der 
Sowjetunion genauso wie in 
China oder in Ungarn und in 
Rumänien angewandt. Nur mit 
der DDR traute man sich nicht 
oder wollte auch nicht.
Durch die dramatischen Ereig-
nisse mit den DDR-Flüchtlin-
gen wurden die Abgeordneten 
in Bonn immer aufgeregter. Sie 
forderten von ihrer Regierung 
mehr Taten zur Verbesserung 
der Lage der Menschen, zumal 
die BILD-Zeitung nahezu je-
den Tag die politischen Zaude-
rer dazu aufrief, mehr für die 
Bürger der DDR („Deutsche“!) 
zu tun und die Chance der Zu-
sammenarbeit zu ergreifen. Da 
tauchte dann häufiger der Be-
griff „Joint Venture“, aber auch 
„Konföderation“ auf. Letzteres 

Wort sollte ein möglichst enges 
Zusammenwirken beider deut-
scher Staaten mit dem Ziel des 
Zusammenwachsens beschrei-
ben. 
So kam es, dass ich am 26. 
Oktober 1989, als Helmut Kohl 
erstmals mit dem neuen SED-
Chef Egon Krenz telefoniert 
hatte, spontan zum Telefon 
griff und gegenüber dem Bon-
ner BILD-Korrespondenten Ri-
chard Voelkel unter Anspielung 
auf die Namen Kohl und Krenz 
(„K. und K.“, österreichisch-
ungarische Doppelmonarchie!) 
das Schlagwort „Konföderati-
on“ erwähnte und zusätzlich, 
was keiner sonst in Deutsch-
land wagte, den sofortigen 
Abriss der Mauer und einiges 
mehr forderte. Im Haushalts-
ausschuss des Deutschen Bun-
destages hatte ich schon ab 
1987 – gemeinsam mit anderen 
Abgeordneten, besonders um 
Bernhard Friedmann herum, 
dem späteren Präsidenten des 
Europäischen Rechnungshofs 
– die Abhängigkeit des War-
schauer Pakts von westlicher 
Wirtschafts- und Finanzkraft 
beschrieben und das Ende der 

Versuchsballon via BILD mit missratener Schlagzeile 



Seite 2 Dienstag, 8. September 2009

Sowjetunion erwartet. So war 
es jetzt, 1989, denkbar, auch 
die DDR-Führung „in die Zan-
ge zu nehmen“.
Die BILD-Zeitung brachte die 
Kernaussagen meines Telefo-
nats zwar als Aufmacher auf 
Seite Eins, aber mit einer „ei-
genwilligen“ Schlagzeile. Diese 
veranlasste  sofort den Bun-
deskanzler zu einem Brief an 
mich. Helmut Kohl hatte zwar 
von Egon Krenz vernommen, 
„dass es bei der Existenz zwei-
er deutscher Staaten gut mit-
einander auszukommen gelte“. 
Von einer Konföderation mit ih-
ren möglichen Konsequenzen 
wollte er  aber (noch) nichts 
wissen. Erst vier Wochen spä-
ter – die Mauer war tatsächlich 
am 9. November nach der sen-
sationellen Schabowski-Presse-
konferenz und der tückischen 
Nachfrage des italienischen 
Journalisten Ricardo Ehrmann 
zur Reisefreiheit nicht mehr zu 
halten gewesen – zeigte sich 
Kohl mutiger. In einem  seiner  
berühmten „10 Punkte“ vom 
28. November 1989 erklärte 
er bei den Haushaltsberatun-
gen im Deutschen Bundestag: 
„Wir sind aber auch bereit, 
noch einen entscheidenden 
Schritt weiterzugehen, näm-
lich konföderative Strukturen 
zwischen beiden deutschen 
Staaten zu entwickeln mit dem 
Ziel, eine Föderation, d.h. eine 
bundesstaatliche Ordnung, in 
Deutschland zu schaffen.“ Bun-
deskanzler Helmut Kohl hatte 
somit der verdutzten Welt und 
den noch verdutzteren DDR-
Führungskräften den Weg von 
zwei selbständigen Staaten 
über eine Art „Konföderation“ 
hin zum Bundesstaat angebo-
ten. Er hatte ausdrücklich auf 
die deutsche Geschichte ver-
wiesen, indem er im Bundes-
tag wörtlich sagte: „Staatliche 
Organisation in Deutschland 
hieß in unserer Geschichte fast 
immer auch Konföderation und 
Föderation. Wir können doch 
auf diese historischen Erfah-
rungen zurückgreifen. Wie ein 
wiedervereinigtes Deutschland 
schließlich aussehen wird, 
weiß heute niemand. Dass aber 
die Einheit kommen wird, wenn 
die Menschen in Deutschland 
sie wollen, dessen bin ich si-
cher.“ Der Griff in das Rad der 
Geschichte war nun gelungen.
Erst jetzt entwickelte sich die-
ser von der Linksopposition 
massiv abgelehnte Gedanke 
des „Zusammengehens“ zur 
späteren realen Wiedervereini-
gung. Erst jetzt konnte man 
– bei vielen Hürden, Mühen 
und Widerständen – von einem 
„Selbstläufer“ sprechen, der am 
3. Oktober 1990 die „Vereini-
gungsfeier“ am Brandenburger 
Tor erbrachte. Denn die Deut-
schen in Ost und West waren 
nicht mehr aufzuhalten („Wir 
sind das Volk“ – „Wir sind ein 
Volk“!). Bis zur unerwarteten 

Maueröffnung aber war mehr 
„Zögern und Zaudern“ die Leit-
linie. Einige Journalisten und 
Politiker im oft beschaulichen 
Bonn hatten also vorpreschen 
müssen.


